
Aktueller Gesellschaftsvertrag der 
TRANSPORTWERK Magdeburger Hafen 

GmbH (12/2016) 

Entwurf des neuen Gesellschaftsvertrages der 
Magdeburger Hafen GmbH 

(Stand: 11.02.2022) 
  

§ 1 Firma und Sitz 
 

1. Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung unter der Firma 
„TRANSPORTWERK Magdeburger Hafen 
GmbH“. 

 
2. Sitz der Gesellschaft ist Magdeburg.  
 
 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 
 

1. Gegenstand des Unternehmens sind der 
Betrieb (einschließlich Umschlag), die Ver-
waltung und der Ausbau von Häfen, die 
Entwicklung von Flächen und Lager- und 
Umschlagsanlagen für die Ansiedlung lo-
gistikaffiner Unternehmen, einschließlich 
aller Nebenanlagen und Bahnanlagen, die 
Förderung der Hafenentwicklung und der 
Binnenschifffahrt sowie alle jeweils damit 
zusammenhängenden Geschäfte. 
 

2. Die Gesellschaft kann im Einklang mit 
§ 128 KVG LSA darüber hinaus alle Ge-
schäfte betreiben, die dem Gesellschafts-
zweck unmittelbar oder mittelbar zu die-
nen geeignet sind. Sie kann Tochterunter-
nehmen zur Erfüllung des Gesellschafts-
zweckes gründen und sich an gleicharti-
gen oder ähnlichen Unternehmen beteili-
gen und Kooperationen eingehen. Die 
Gründung von Tochtergesellschaften oder 
die Beteiligung an weiteren Gesellschaften 
kann jedoch nur mit Zustimmung der Ge-
sellschafterversammlung und aufgrund ei-
nes Stadtratsbeschlusses erfolgen.   

 
 

§ 3 Geschäftsjahr, Dauer der Gesellschaft 
 
1. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
2. Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit 

errichtet.  
 
 
 

§ 1 Firma, Sitz 
 

1. Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung unter der Firma 
„Magdeburger Hafen GmbH“. 
 
 

2. Sitz der Gesellschaft ist Magdeburg. 
 
 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 
 

1.  Gegenstand des Unternehmens sind der Be-
trieb (einschließlich Umschlag), die Verwal-
tung und der Ausbau von Häfen, die Entwick-
lung von Flächen und Lager- und Umschlags-
anlagen für die Ansiedlung produzierender 
und logistikaffiner Unternehmen, einschließ-
lich aller Nebenanlagen und Bahnanlagen, 
die Förderung der Hafenentwicklung und der 
Binnenschifffahrt sowie alle jeweils damit zu-
sammenhängenden Geschäfte.  
 

2.  Die Gesellschaft kann im Einklang mit § 128 
KVG LSA darüber hinaus alle Geschäfte be-
treiben, die dem Gesellschaftszweck unmit-
telbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. 
Sie kann Tochterunternehmen zur Erfüllung 
des Gesellschaftszweckes gründen und sich 
an gleichartigen oder ähnlichen Unterneh-
men beteiligen und Kooperationen eingehen. 
Die Gründung von Tochtergesellschaften o-
der die Beteiligung an weiteren Gesellschaf-
ten kann jedoch nur mit Zustimmung der Ge-
sellschafterversammlung und aufgrund eines 
Stadtratsbeschlusses erfolgen.   

 
 
 

§ 3 Geschäftsjahr, Dauer der Gesellschaft 
 

1. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
  

2. Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit 
errichtet.  
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§ 4 Bekanntmachungen 
 

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfol-
gen ausschließlich im elektronischen Bun-
desanzeiger für die Bundesrepublik Deutsch-
land.  

 
 

§ 5 Stammkapital, Stammeinlagen 
 

1. Das Stammkapital der Gesellschaft 
beträgt 1.418.350,-- EUR (i. W.: eine 
Million vierhundertachtzehntausend-
dreihundertfünfzig 00/100 Euro) und 
wurde durch Umrechnungs- und Kapi-
talerhöhungs-/Aufstockungsbeschluss 
vom 15.12.2016  
von EUR 1.418.068,03 (gerundet)  
um EUR 281,97 (gerundet) 
auf EUR 1.418.350,00 (eine Million 
vierhiunderachtzehntausenddrei-
hundertfünfzig 00/100 Euro) erhöht. 
 

2.  Am Stammkapital sind beteiligt:  
  

a) Landeshauptstadt Magdeburg mit ei-
nen aufgestockten Geschäftsanteil lfd. 
Nr. 1 zum Nennbetrag von EUR 
1.276.515,00 (eine Million zweihun-
dertsechsundsiebzigtausendfünfhun-
dertfünfzehn 00/100 Euro), 

b) Städtische Werke Magdeburg GmbH & 
Co. KG (SWM) mit einem aufgestock-
ten Geschäftsanteil lfd. Nr. 2 zum 
Nennbetrag von EUR 141.835,00 (ein-
hunderteinundvierzigtausendachthun-
dertfünfunddreißig 00/100 Euro). 

 
3. Auf das erhöhte Stammkapital ist 

durch Geldzahlung (Bareinlagen) zu 
leisten, und zwar jeweils in voller Höhe 
des jeweiligen Nominalbetrages. 

 
 

§ 6 Organe der Gesellschaft                                                                         
 
Organe der Gesellschaft sind 
 

1. die Geschäftsführung, 
2. der Aufsichtsrat, 
3. die Gesellschafterversammlung. 

 
 

§ 4 Bekanntmachungen 
 

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 
ausschließlich im elektronischen Bundesanzei-
ger für die Bundesrepublik Deutschland.  

 
 
 

§ 5 Stammkapital, Stammeinlagen 
 

1. Das Stammkapital der Gesellschaft be-
trägt 1.418.350,-- EUR (i. W.: eine Million 
vierhundertachtzehntausenddreihundert-
fünfzig Euro). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Am Stammkapital sind beteiligt: 
 

a) Landeshauptstadt Magdeburg mit ei-
nen Geschäftsanteil zum Nennbetrag 
von EUR 1.276.515,00 (eine Million 
zweihundertsechsundsiebzigtausend-
fünfhundertfünfzehn 00/100 Euro), 
 

b) Städtische Werke Magdeburg GmbH 
& Co. KG (SWM) mit einem Ge-
schäftsanteil zum Nennbetrag von 
EUR 141.835,00 (einhunderteinund-
vierzigtausendachthundertfünfund-
dreißig 00/100 Euro). 
 

3. Die Leistungen auf die Stammeinlagen 
sind in voller Höhe erbracht. 

 
 

 
 

§ 6 Organe der Gesellschaft  
 
Organe der Gesellschaft sind 
 

1. die Geschäftsführung, 
2. der Aufsichtsrat, 
3. die Gesellschafterversammlung.  
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§ 7 Geschäftsführer, Vertretung 
 
1.  Die Gesellschaft hat einen oder mehrere 

Geschäftsführer. Ist nur ein Geschäftsfüh-
rer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft 
allein. Sind zwei oder mehrere Geschäfts-
führer bestellt, wird die Gesellschaft ge-
meinschaftlich durch zwei Geschäftsführer 
oder durch einen Geschäftsführer gemein-
schaftlich mit einem Prokuristen vertreten.   
 
 
 

2.  Die Geschäftsführer werden durch die Ge-
sellschafterversammlung bestellt und ab-
berufen. Die Bestellung erfolgt auf höchs-
tens fünf Jahre. Rechtzeitig vor Ablauf der 
Bestellung ist eine Beschlussfassung über 
eine Neubestellung herbeizuführen. Ist nur 
ein Geschäftsführer bestellt, bleibt dieser 
über die Fünf-Jahres-Frist hinaus bis zur 
Neubestellung im Amt. 

 
3. Bei Abschluss, Änderung oder Beendi-

gung von Anstellungsverträgen mit Ge-
schäftsführern wird die Gesellschaft durch 
den Oberbürgermeister der Landeshaupt-
stadt Magdeburg vertreten. 
 

4. Die Gesellschafterversammlung kann ein-
zelne Geschäftsführer zur Alleinvertretung 
ermächtigen und/oder ihnen die Befugnis 
erteilen, Rechtsgeschäfte im Namen der 
Gesellschaft mit sich selbst und/oder mit 
sich als Vertreter Dritter vorzunehmen 
(Befreiung von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB).  

 
 

§ 8 Geschäftsführung  
 
 

1. Die Geschäftsführer sind verpflichtet, 
die Geschäfte der Gesellschaft in 
Übereinstimmung mit dem Gesetz, 
diesem Gesellschaftsvertrag sowie 
den Weisungen der Gesellschafterver-
sammlung und den Beschlüssen des 
Aufsichtsrates zu führen. 

2. Mehrere Geschäftsführer sind - unbe-
schadet ihrer Vertretungsmacht nach 
außen – nur gemeinschaftlich zur Ge-

§ 7 Geschäftsführung, Vertretung 
 

1. Die Geschäftsführung der Gesellschaft be-
steht aus einer oder mehreren Personen. 
Ist nur eine Person zur Geschäftsführung 
bestellt, so vertritt diese die Gesellschaft al-
lein. Sind zwei oder mehrere Personen zur 
Geschäftsführung bestellt, wird die Gesell-
schaft gemeinschaftlich durch zwei Mitglie-
der der Geschäftsführung oder durch ein 
Mitglied der Geschäftsführung gemein-
schaftlich mit einer Person mit Prokura ver-
treten. 

2. Die Mitglieder der Geschäftsführung wer-
den durch die Gesellschafterversammlung 
bestellt und abberufen. Die Bestellung er-
folgt auf höchstens fünf Jahre. Rechtzeitig 
vor Ablauf der Bestellung ist eine Be-
schlussfassung über eine Neu- oder Wei-
terbestellung herbeizuführen. Ist nur eine 
Person zur Geschäftsführung bestellt, 
bleibt diese über die Fünf-Jahres-Frist hin-
aus bis zur Neubestellung im Amt. 

3. Bei Abschluss, Änderung oder Beendigung 
von Anstellungsverträgen mit Mitgliedern 
der Geschäftsführung wird die Gesellschaft 
durch die Person des Oberbürgermeisters 
der Landeshauptstadt Magdeburg vertre-
ten. 

4. Die Gesellschafterversammlung kann ein-
zelne Mitglieder der Geschäftsführung zur 
Alleinvertretung ermächtigen und/oder sie 
von den Beschränkungen des § 181 BGB 
ganz oder teilweise befreien. 

 
 
 
 
 

§ 8 Geschäftsführung 
 
 

1. Die Mitglieder der Geschäftsführung sind 
verpflichtet, die Geschäfte der Gesell-
schaft in Übereinstimmung mit dem Ge-
setz, diesem Gesellschaftsvertrag sowie 
den Weisungen und Beschlüssen der 
Gesellschafterversammlung und den Be-
schlüssen des Aufsichtsrates zu führen. 

2. Mehrere Mitglieder der Geschäftsführung 
sind - unbeschadet ihrer Vertretungs-
macht nach außen – nur gemeinschaft-
lich zur Geschäftsführung befugt. Die 



 4 

schäftsführung befugt. Die Geschäfts-
führer haben sich eine Geschäftsord-
nung zu geben, die der Zustimmung 
des Aufsichtsrates bedarf.  

3. Die Geschäftsführungsbefugnis er-
streckt sich auf alle Maßnahmen, die 
der gewöhnliche Geschäftsbetrieb der 
Gesellschaft mit sich bringt und die zur 
Erreichung des Gesellschaftszwecks 
dienlich erscheinen.  
Die folgenden Geschäfte bedürfen der 
vorherigen Zustimmung des Aufsichts-
rates: 

a)   Durchführung von Investitionen (auch 
auf Leasingbasis) soweit die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten die im 
genehmigten Wirtschaftsplan (einschl. 
Investitions- oder Finanzplanung) fest-
gelegten Werte überschreiten oder von 
solchen Investitionen, die im Wirt-
schaftsplan nicht enthalten sind, 
 

b)   Abschluss, Änderung oder Beendigung 
von Miet-, Pacht-, Lizenz- und sonsti-
gen Verträgen mit einer Laufzeit oder 
Kündigungsfrist von mehr als einem 
Jahr oder einer Jahresmiete oder         
-pacht von mehr als 50 Tsd. EUR 
brutto, sofern die Gesellschaft in die-
sen Verträgen die Stellung eines Mie-
ters, Pächters o.ä. einnimmt, 
 

c)   Abschluss, Änderung oder Beendigung 
von Miet-, Pacht-, Lizenz- und sonsti-
gen Verträgen mit einer Laufzeit oder 
Kündigungsfrist von mehr als fünf Jah-
ren oder einer Jahresmiete oder -pacht 
von mehr als 100 Tsd. EUR brutto, so-
fern die Gesellschaft in diesen Verträ-
gen die Stellung eines Vermieters, 
Verpächters o.ä. einnimmt, 

 
d)   Bestellung und Abberufung von Proku-

risten, General- und Handlungsbevoll-
mächtigten sowie Abschluss, Ände-
rung oder Auflösung der mit diesen zu 
schließenden Dienstverträge, 

 
e)   Abschluss, Änderung und einvernehm-

liche Aufhebung von freiberuflichen 
Anstellungsverträgen; jeglichen Bera-
tungs- oder Dienstleistungsverträgen, 
sofern die Jahresbezüge 50 Tsd. EUR 

Geschäftsführung hat sich eine Ge-
schäftsordnung zu geben, die der Zu-
stimmung des Aufsichtsrates bedarf.  
 

3. Die Geschäftsführungsbefugnis erstreckt 
sich auf alle Maßnahmen, die der ge-
wöhnliche Geschäftsbetrieb der Gesell-
schaft mit sich bringt und die zur Errei-
chung des Gesellschaftszwecks dienlich 
erscheinen.  
Die folgenden Geschäfte bedürfen der 
vorherigen Zustimmung des Aufsichtsra-
tes: 
a) Durchführung von Investitionen (auch 

auf Leasingbasis) soweit die An-
schaffungs- oder Herstellungskosten 
die im genehmigten Wirtschaftsplan 
(einschl. Investitions- oder Finanzpla-
nung) festgelegten Werte überschrei-
ten oder von solchen Investitionen, 
die im Wirtschaftsplan nicht enthalten 
sind, 

b) Abschluss, Änderung oder Beendi-
gung von Miet-, Pacht-, Lizenz- und 
sonstigen Verträgen mit einer Lauf-
zeit oder Kündigungsfrist von mehr 
als einem Jahr oder einer Jahres-
miete oder -pacht von mehr als 50 
Tsd. EUR netto, sofern die Gesell-
schaft in diesen Verträgen die Stel-
lung eines Mieters, Pächters o.ä. ein-
nimmt, 

c) Abschluss, Änderung oder Beendi-
gung von Miet-, Pacht-, Lizenz- und 
sonstigen Verträgen mit einer Lauf-
zeit oder Kündigungsfrist von mehr 
als fünf Jahren oder einer Jahres-
miete oder -pacht von mehr als 100 
Tsd. EUR netto, sofern die Gesell-
schaft in diesen Verträgen die Stel-
lung eines Vermieters, Verpächters 
o.ä. einnimmt, 

d) Bestellung und Abberufung von Per-
sonen mit Prokura oder General- und 
Handlungsvollmacht sowie Ab-
schluss, Änderung oder Auflösung 
der mit diesen zu schließenden 
Dienstverträge, 

e) Abschluss, Änderung und einver-
nehmliche Aufhebung von Bera-
tungs- oder Dienstleistungsverträgen, 
sofern die Auftragssummen 50 Tsd. 
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brutto oder bei jahresübergreifender 
und/oder wiederholter Beschäftigung 
insgesamt 50 Tsd. EUR brutto über-
steigen oder durch eine Änderung 
übersteigen würden oder mit einer län-
geren Kündigungsfrist als sechs Mona-
ten, 

f)   Vereinbarungen über Altersversorgun-
gen, Gewinnbeteiligungen oder sons-
tige Zuwendungen an Belegschaftsmit-
glieder, mit Ausnahme der üblichen 
Gratifikationen sowie des Urlaubsgel-
des, 

g) Übernahme von Bürgschaften, Abgabe 
von Patronatserklärungen oder Garan-
tieversprechen, soweit diese nicht zum 
üblichen Geschäftsverkehr gehören 
sowie die Übernahme der dinglichen 
Haftung für fremde Verbindlichkeiten, 
 

h) Aufnahme von langfristigen Krediten, 
sowie von solchen, durch die die im 
genehmigten Wirtschaftsplan festge-
legten Kreditlinien überschritten wer-
den und entsprechende Beschluss-
empfehlung an die Gesellschafterver-
sammlung, 

i) Einleitung von Aktivprozessen mit ei-
nem Streitwert von mehr als 100 Tsd. 
EUR, Abschluss von Vergleichen oder 
Erlass von Forderungen, soweit dies 
außerhalb des üblichen Geschäftsver-
kehrs geschieht, 

j)   Erwerb, Belastung oder Veräußerung 
von Grundstücken oder grundstücks-
gleichen Rechten sowie die Errichtung 
von Gebäuden. Wenn diese Geschäfte 
von wesentlicher Bedeutung für die 
Gesellschaft sind oder die Interessen 
der Landeshauptstadt Magdeburg be-
rührt werden, hat der Aufsichtsrat un-
abhängig von festgelegten Wertgren-
zen darüber zu beraten und eine Be-
schlussempfehlung an die Gesell-
schafterversammlung zu geben. 
 

k)   Gewährung von Darlehen, 
l)   Wahrnehmung der Gesellschafter-

rechte bei Beteiligungsunternehmen, 
m) Auswahl des Abschlussprüfers und 

Beschlussempfehlung an die Gesell-
schafterversammlung sowie Erteilung 

EUR netto oder bei jahresübergrei-
fender und/oder wiederholter Beauf-
tragung insgesamt 50 Tsd. EUR 
netto übersteigen oder durch eine 
Änderung übersteigen würden oder 
mit einer längeren Kündigungsfrist 
als sechs Monaten,  

f) Vereinbarungen über Altersversor-
gungen, Gewinnbeteiligungen oder 
sonstige Zuwendungen an Beleg-
schaftsmitglieder, mit Ausnahme der 
üblichen Gratifikationen sowie des 
Urlaubsgeldes, 

g) Übernahme von Bürgschaften, Ab-
gabe von Patronatserklärungen oder 
Garantieversprechen, soweit diese 
nicht zum üblichen Geschäftsverkehr 
gehören sowie die Übernahme der 
dinglichen Haftung für fremde Ver-
bindlichkeiten, 

h) Aufnahme von langfristigen Krediten, 
sowie von solchen, durch die die im 
genehmigten Wirtschaftsplan festge-
legten Kreditlinien überschritten wer-
den und entsprechende Beschluss-
empfehlung an die Gesellschafterver-
sammlung, 

i) Einleitung von Aktivprozessen mit ei-
nem Streitwert von mehr als 100 Tsd. 
EUR netto, Abschluss von Verglei-
chen oder Erlass von Forderungen, 
soweit dies außerhalb des üblichen 
Geschäftsverkehrs geschieht, 

j) Erwerb, Belastung oder Veräußerung 
von Grundstücken oder grundstücks-
gleichen Rechten sowie die Errich-
tung von Gebäuden. Wenn diese Ge-
schäfte von wesentlicher Bedeutung 
für die Gesellschaft sind oder die In-
teressen der Landeshauptstadt Mag-
deburg berührt werden, hat der Auf-
sichtsrat unabhängig von festgeleg-
ten Wertgrenzen darüber zu beraten 
und eine Beschlussempfehlung an 
die Gesellschafterversammlung zu 
geben. 

k) Gewährung von Darlehen, 
l) Wahrnehmung der Gesellschafter-

rechte bei Beteiligungsunternehmen, 
m) Auswahl des Abschlussprüfers und 

Beschlussempfehlung an die Gesell-
schafterversammlung sowie Erteilung 
des Prüfauftrages an den von der 
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des Prüfauftrages an den von der Ge-
sellschafterversammlung gewählten 
Abschlussprüfer, 

n)   Beratung des Wirtschaftsplans und der 
mittelfristigen Planung und Beschluss-
empfehlung an die Gesellschafterver-
sammlung, 

o)   Beratung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes und Beschlussemp-
fehlung an die Gesellschafterver-
sammlung über die Feststellung des 
Jahresergebnisses und die Ergebnis-
verwendung, 

p)   Vornahme von jeglichen Geschäften, 
Handlungen oder Maßnahmen, die 
über den gewöhnlichen Betrieb des 
Unternehmens der Gesellschaft hin-
ausgehen oder die für die Gesellschaft 
von besonderer Bedeutung sind. 
 

 
Der Aufsichtsrat kann die Zustimmung für be-
stimmte Arten von Geschäften im Voraus er-
teilen, weitere Geschäftsführungsmaßnah-
men seiner Zustimmung vorbehalten und die 
Geschäftsführer von den Beschränkungen 
ganz oder teilweise befreien. 

 
 

§ 9 Aufsichtsrat 
 

 
1. Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. 

Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitglie-
dern. Die Aufsichtsratsmitglieder werden 
unter Berücksichtigung des § 131 Abs. 3 
KVG LSA entsandt. Der Oberbürgermeis-
ter entsendet das erste, der Stadtrat der 
Landeshauptstadt Magdeburg zwei wei-
tere Aufsichtsratsmitglieder. Das vierte 
Mitglied wird von der SWM in den Auf-
sichtsrat entsandt. In den Aufsichtsrat 
kann nur entsandt werden, wer in keinem 
unmittelbaren oder mittelbaren Wettbe-
werbsverhältnis zur Gesellschaft steht 
und wer kein eigenes wirtschaftliches In-
teresse am Geschäftszweck der Gesell-
schaft hat, es sei denn, der Stadtrat be-
schließt ein anderes. Der Aufsichtsrat gibt 
sich eine Geschäftsordnung. 

 
 

Gesellschafterversammlung gewähl-
ten Abschlussprüfer, 
 

n) Beratung des Wirtschaftsplans und 
der mittelfristigen Planung und Be-
schlussempfehlung an die Gesell-
schafterversammlung, 

o) Beratung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes und Beschluss-
empfehlung an die Gesellschafterver-
sammlung über die Feststellung des 
Jahresergebnisses und die Ergebnis-
verwendung, 

p) Vornahme von jeglichen Geschäften, 
Handlungen oder Maßnahmen, die 
über den gewöhnlichen Betrieb des 
Unternehmens der Gesellschaft hin-
ausgehen oder die für die Gesell-
schaft von besonderer Bedeutung 
sind. 
 

Der Aufsichtsrat kann die Zustimmung für be-
stimmte Arten von Geschäften im Voraus ertei-
len, weitere Geschäftsführungsmaßnahmen sei-
ner Zustimmung vorbehalten und die Mitglieder 
der Geschäftsführung von den Beschränkungen 
ganz oder teilweise befreien. 
 

 
§ 9 Aufsichtsrat 

 
 

1. Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Der 
Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern. Die 
Aufsichtsratsmitglieder werden unter Berück-
sichtigung des § 131 Abs. 3 KVG LSA ent-
sandt. Die Person des Oberbürgermeisters 
entsendet das erste, der Stadtrat der Lan-
deshauptstadt Magdeburg zwei weitere Auf-
sichtsratsmitglieder, die dem Stadtrat ange-
hören müssen. Das vierte Mitglied wird von 
der SWM in den Aufsichtsrat entsandt. In 
den Aufsichtsrat kann nur entsandt werden, 
wer in keinem unmittelbaren oder mittelba-
ren Wettbewerbsverhältnis zur Gesellschaft 
steht und wer kein eigenes wirtschaftliches 
Interesse am Geschäftszweck der Gesell-
schaft hat, es sei denn, der Stadtrat be-
schließt ein anderes. Der Aufsichtsrat gibt 
sich eine Geschäftsordnung. 
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2.  Entsandte Aufsichtsratsmitglieder kön-
nen von dem Entsendenden jederzeit ab-
berufen werden, wenn zugleich ein ande-
res Aufsichtsratsmitglied entsandt wird. 
Aufsichtsratsmitglieder sind berechtigt, 
durch schriftliche Erklärung gegenüber 
der Gesellschaft jederzeit – auch ohne 
wichtigen Grund – ihr Amt mit sofortiger 
Wirkung niederzulegen. 

 
3. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte ei-

nen Vorsitzenden und dessen Stellvertre-
ter. Scheiden der Vorsitzende oder des-
sen Stellvertreter aus welchen Gründen 
auch immer aus dem AR aus, ist unver-
züglich, jedoch spätestens in der nächs-
ten Sitzung eine Ersatzwahl für den Vor-
sitzenden und dessen Stellvertreter 
durchzuführen. 

 
4. Der Aufsichtsrat wird durch den Vorsit-

zenden oder im Fall seiner Verhinderung 
durch den Stellvertreter einberufen. Die 
Einberufung erfolgt schriftlich an jedes 
Aufsichtsratsmitglied unter Angabe von 
Ort, Tag und Zeit mit einer Frist von zwei 
Wochen. Der Einladung sind die Tages-
ordnung, die Beschlussvorschläge und 
die relevanten Unterlagen beizufügen. 
Tischvorlagen sind nur in begründeten 
Ausnahmen möglich. Auf die Einhaltung 
der Einladungsfrist kann verzichtet wer-
den, wenn alle Aufsichtsratsmitglieder 
dem zustimmen.  
 
 
 
 
Jedes Aufsichtsratsmitglied und jeder Ge-
schäftsführer kann unter Angabe der Be-
schlussgegenstände die Einberufung ei-
ner außerordentlichen Sitzung des Auf-
sichtsrates verlangen, hierbei ist eine La-
dungsfrist von mindestens einer Woche 
einzuhalten. 
 

5. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn 
die Mehrheit der Mitglieder an der Be-
schlussfassung teilnimmt. Ist der Auf-
sichtsrat danach beschlussunfähig, so hat 
binnen zwei Wochen eine weitere Sitzung 
des Aufsichtsrats stattzufinden, die ohne 

2. Entsandte Aufsichtsratsmitglieder können 
von dem Entsendenden jederzeit abberufen 
werden, wenn zugleich ein anderes Auf-
sichtsratsmitglied entsandt wird. Aufsichts-
ratsmitglieder sind berechtigt, durch schriftli-
che Erklärung gegenüber der Gesellschaft 
jederzeit – auch ohne wichtigen Grund – ihr 
Amt mit sofortiger Wirkung niederzulegen. 

 
 

3. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte eine 
Person zum Vorsitzenden und eine Person 
zum Stellvertreter. Scheidet eine von beiden 
aus welchen Gründen auch immer aus dem 
AR aus, ist unverzüglich, jedoch spätestens 
in der nächsten Sitzung eine Ersatzwahl für 
die Person des Vorsitzenden und die Person 
des Stellvertreters durchzuführen. 

 
 
4. Der Aufsichtsrat wird durch die Person des 

Vorsitzenden oder im Fall der Verhinderung 
durch die Person des Stellvertreters einberu-
fen. Die Einberufung erfolgt schriftlich an je-
des Aufsichtsratsmitglied unter Angabe von 
Ort, Tag und Zeit mit einer Frist von zwei 
Wochen. Der Einladung sind die Tagesord-
nung, die Beschlussvorschläge und die rele-
vanten Unterlagen beizufügen. Tischvorla-
gen sind nur in begründeten Ausnahmen 
möglich. Auf die Einhaltung der Einladungs-
frist kann verzichtet werden, wenn alle Auf-
sichtsratsmitglieder dem zustimmen.  
 
Die Einberufung und die Zusendung aller re-
levanten Unterlagen können auch in elektro-
nischer Form erfolgen.  
 
Jedes Aufsichtsratsmitglied und jedes Mit-
glied der Geschäftsführung kann unter An-
gabe der Beschlussgegenstände die Einbe-
rufung einer außerordentlichen Sitzung des 
Aufsichtsrates verlangen, hierbei ist eine La-
dungsfrist von mindestens einer Woche ein-
zuhalten.  
 

5. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn die 
Mehrheit der Mitglieder an der Beschlussfas-
sung teilnimmt. Ist der Aufsichtsrat danach 
beschlussunfähig, so hat binnen zwei Wo-
chen eine weitere Sitzung des Aufsichtsrats 
stattzufinden, die ohne weiteres beschlussfä-
hig ist. In der Einladung zu dieser Sitzung ist 
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weiteres beschlussfähig ist. In der Einla-
dung zu dieser Sitzung ist darauf hinzu-
weisen, dass der Aufsichtsrat in jedem 
Fall beschlussfähig sein wird. 
 

6.  Aufsichtsratsbeschlüsse bedürfen der 
einfachen Mehrheit, bei Stimmengleich-
heit entscheidet die Stimme des AR-
Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 
die des stv. AR-Vorsitzenden. Abwe-
sende AR-Mitglieder können dadurch an 
der Beschlussfassung teilnehmen, dass 
sie schriftliche Stimmabgaben durch an-
dere AR-Mitglieder überreichen lassen. 
AR-beschlüsse können auch – soweit 
nicht zwingendes Recht eine andere 
Form vorsieht – schriftlich oder fern-
schriftlich gefasst werden, wenn alle AR-
Mitglieder mit diesem Verfahren einver-
standen sind. Diese Abstimmungen wer-
den vom AR-Vorsitzenden oder seinem 
Stellvertreter herbeigeführt. Das Abstim-
mungsergebnis ist der Geschäftsführung, 
allen Aufsichtsratsmitgliedern und der Be-
teiligungsverwaltung innerhalb einer Frist 
von zwei Wochen vom Aufsichtsratsvor-
sitzenden oder im Verhinderungsfalle sei-
nem Stellvertreter schriftlich mitzuteilen. 

 
 
 

 
7. Der Aufsichtsrat überwacht und berät die 

Geschäftsführung. Er ist zuständig für alle 
Maßnahmen und Beschlüsse, die nach 
Maßgabe dieses Vertrages in seinen Zu-
ständigkeitsbereich fallen, also insbeson-
dere die Maßnahmen nach § 8 Abs. 3 
dieses Vertrages.  
 

8. Die Geschäftsführung hat grundsätzlich, 
soweit nicht die Mehrheit der AR-
Mitglieder dem ausdrücklich widerspricht, 
an den AR-Sitzungen teilzunehmen. Je-
des AR-Mitglied kann den Ausschluss der 
Geschäftsführung von der Teilnahme an 
einzelnen Tagesordnungspunkten, insbe-
sondere bei Personalangelegenheiten, 
verlangen. Die Teilnahme sonstiger Drit-
ter kann nur mit Einverständnis aller AR-
Mitglieder erfolgen.  

 

darauf hinzuweisen, dass der Aufsichtsrat in 
jedem Fall beschlussfähig sein wird. 
 
 
 

6.  Aufsichtsratsbeschlüsse bedürfen der einfa-
chen Mehrheit, bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme der Person des AR-
Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung die 
Stimme der mit der Stellvertretung beauf-
tragten Person. Abwesende AR-Mitglieder 
können dadurch an der Beschlussfassung 
teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabga-
ben durch andere AR-Mitglieder überreichen 
lassen. AR-Beschlüsse können auch – so-
weit nicht zwingendes Recht eine andere 
Form vorsieht – schriftlich, fernschriftlich o-
der auf elektronischem Wege gefasst wer-
den, wenn alle AR-Mitglieder mit diesem 
Verfahren einverstanden sind. Diese Abstim-
mungen werden von der Person des AR-
Vorsitzenden oder im Verhinderungsfalle von 
der Person des Stellvertreters herbeigeführt. 
Das Abstimmungsergebnis ist der Ge-
schäftsführung, allen Aufsichtsratsmitglie-
dern und der Beteiligungsverwaltung inner-
halb einer Frist von zwei Wochen von der 
Person des Aufsichtsratsvorsitzenden oder 
im Verhinderungsfalle von der Person des 
Stellvertreters schriftlich, fernschriftlich oder 
auf elektronischem Wege mitzuteilen. 
 

7. Der Aufsichtsrat überwacht und berät die 
Geschäftsführung. Er ist zuständig für alle 
Maßnahmen und Beschlüsse, die nach 
Maßgabe dieses Vertrages in seinen Zu-
ständigkeitsbereich fallen, also insbeson-
dere die Maßnahmen nach § 8 Abs. 3 die-
ses Vertrages. 

 
8. Die Geschäftsführung hat grundsätzlich, so-

weit nicht die Mehrheit der AR-Mitglieder 
dem ausdrücklich widerspricht, an den AR-
Sitzungen teilzunehmen. Jedes AR-Mitglied 
kann den Ausschluss der Geschäftsführung 
von der Teilnahme an einzelnen Tagesord-
nungspunkten, insbesondere bei Personal-
angelegenheiten, verlangen. Die Teilnahme 
sonstiger Dritter kann nur mit Einverständnis 
aller AR-Mitglieder erfolgen.  
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9. Der Aufsichtsrat sollte mindestens vier 
Mal pro Jahr tagen. Über die Sitzungen 
sind Niederschriften anzufertigen, die 
vom Protokollanten und dem AR-
Vorsitzenden oder dem Sitzungsleiter zu 
unterzeichnen und jedem AR-Mitglied so-
wie der Beteiligungsverwaltung innerhalb 
einer Frist von vier Wochen nach Sitzung 
zu übersenden sind. 

 
 

10. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten 
für ihre Tätigkeit eine Aufwandsentschädi-
gung, deren Höhe durch Beschluss der 
Gesellschafterversammlung festzulegen 
ist. 

 
§ 10 Gesellschafterversammlung 

 
1. Die Gesellschafterversammlung besteht 

aus je einem Vertreter der Gesellschafter. 
Der Oberbürgermeister vertritt die Landes-
hauptstadt Magdeburg gemäß § 131 Abs. 
1 KVG LSA in der Gesellschafterver-
sammlung, er kann einen Beamten oder 
Arbeitnehmer der Landeshauptstadt Mag-
deburg mit seiner Vertretung beauftragen. 

 
 

2. Die Sitzungen der Gesellschafterver-
sammlung werden durch die Geschäfts-
führung in Abstimmung mit dem Vorsitz-
führenden der Gesellschafterversammlung  
und dem AR-Vorsitzenden mind. einmal 
im Jahr zur Feststellung des Jahresab-
schlusses und zur Herbeiführung des Er-
gebnisverwendungsbeschlusses der Ge-
sellschaft, zur Entlastung der Geschäfts-
führung und des Aufsichtsrates einberu-
fen. Die v.g. Beschlussfassungen sollen 
jeweils bis zum 31. August des Folgejah-
res erfolgen. Im Übrigen ist eine Sitzung 
der Gesellschafterversammlung stets 
dann einzuberufen, wenn dies im Inte-
resse der Gesellschaft erforderlich ist. 
  

3. Die Einberufung erfolgt schriftlich an jeden 
Gesellschaftervertreter unter Angabe von 
Ort, Tag und Zeit mit einer Frist von vier 
Wochen. Der Einladung sind die Tages-
ordnung, die Beschlussvorschläge und die 
relevanten Beratungsunterlagen beizufü-
gen.  

9. Der Aufsichtsrat sollte mindestens vier Mal 
pro Jahr tagen. Über die Sitzungen sind 
Niederschriften anzufertigen, die vom Proto-
kollführenden und von der Person, die die 
Sitzung leitet zu unterzeichnen und jedem 
AR-Mitglied sowie der Beteiligungsverwal-
tung innerhalb einer Frist von vier Wochen 
nach Sitzung zu übersenden sind. Der Ver-
sand der Niederschriften kann auch in elekt-
ronischer Form erfolgen. 
 

10. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten 
für ihre Tätigkeit eine Aufwandsentschädi-
gung, deren Höhe durch Beschluss der Ge-
sellschafterversammlung festzulegen ist.     

 
 

§ 10 Gesellschafterversammlung 
 

1. Die Gesellschafterversammlung besteht aus 
jeweils einer Person von jedem Gesellschaf-
ter. Die Person des Oberbürgermeisters ver-
tritt die Landeshauptstadt Magdeburg gemäß 
§ 131 Abs. 1 KVG LSA in der Gesellschafter-
versammlung. Die Person des Oberbürger-
meisters kann eine bei der Landeshauptstadt 
Magdeburg beschäftigte Person mit ihrer 
Vertretung beauftragen. 
 

2. Die Sitzungen der Gesellschafterversamm-
lung werden durch die Geschäftsführung in 
Abstimmung mit der Person des Vorsitzfüh-
renden der Gesellschafterversammlung  und 
der Person des AR-Vorsitzenden mindes-
tens einmal im Jahr zur Feststellung des 
Jahresabschlusses und zur Herbeiführung 
des Ergebnisverwendungsbeschlusses der 
Gesellschaft, zur Entlastung der Geschäfts-
führung und des Aufsichtsrates einberufen. 
Die vorgenannten Beschlussfassungen sol-
len jeweils bis zum 31. August des Folgejah-
res erfolgen. Im Übrigen ist eine Sitzung der 
Gesellschafterversammlung stets dann ein-
zuberufen, wenn dies im Interesse der Ge-
sellschaft erforderlich ist.  
 

3. Die Einberufung erfolgt schriftlich an jedes 
Mitglied der Gesellschafterversammlung un-
ter Angabe von Ort, Tag und Zeit mit einer 
Frist von vier Wochen. Der Einladung sind 
die Tagesordnung, die Beschlussvorschläge 
und die relevanten Beratungsunterlagen bei-
zufügen.  
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4. Eine ordnungsgemäß einberufene Gesell-
schafterversammlung ist beschlussfähig, 
wenn mindestens zwei Drittel der Gesell-
schaftervertreter anwesend und alle Ge-
sellschafter vertreten sind. Ist die Gesell-
schafterversammlung nicht beschlussfä-
hig, ist wiederholt eine Gesellschafterver-
sammlung unter Einhaltung einer Frist von 
zwei Wochen mit gleicher Tagesordnung 
einzuberufen. Diese Gesellschafterver-
sammlung ist in jedem Falle beschlussfä-
hig, auch wenn die vorstehend genannten 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Sind 
sämtliche Gesellschaftervertreter anwe-
send und mit der Beschlussfassung ein-
verstanden, so können Beschlüsse auch 
gefasst werden, wenn die für die Einberu-
fung und Ankündigung geltenden gesetzli-
chen oder gesellschaftsvertraglichen Vor-
schriften nicht eingehalten worden sind.  
 

5. Jedes Organ der Gesellschaft kann unter 
Angabe der Beschlussgegenstände die 
Einberufung einer außerordentlichen Sit-
zung der Gesellschafterversammlung ver-
langen, hierbei ist eine Einladungsfrist von 
mindestens einer Woche einzuhalten. 
 

6. Die Geschäftsführung und der AR-
Vorsitzende sollten grundsätzlich, soweit 
kein Gesellschaftervertreter im Einzelfall 
dem ausdrücklich widerspricht, an den Sit-
zungen der Gesellschafterversammlung 
teilnehmen. Die Teilnahme von sonstigen 
Mitgliedern des Aufsichtsrates sowie sons-
tiger Dritter kann nur mit Einverständnis al-
ler anwesenden Gesellschaftervertreter er-
folgen. 

 
 
7. Soweit über die Verhandlungen der Gesell-

schafterversammlung nicht eine notarielle 
Urkunde aufgenommen wird, ist über den 
Verlauf der Versammlung eine Nieder-
schrift anzufertigen, die vom Protokollanten 
und dem Vorsitzführenden der Gesellschaf-
terversammlung zu unterzeichnen und je-
dem Gesellschaftervertreter sowie der Be-
teiligungsverwaltung innerhalb einer Frist 

Die Einberufung und die Zusendung der re-
levanten Unterlagen können auch in elektro-
nischer Form erfolgen.  
 

4. Eine ordnungsgemäß einberufene Gesell-
schafterversammlung ist beschlussfähig, 
wenn jeder Gesellschafter vertreten ist. Ist 
die Gesellschafterversammlung nicht be-
schlussfähig, ist wiederholt eine Gesellschaf-
terversammlung unter Einhaltung einer Frist 
von zwei Wochen mit gleicher Tagesordnung 
einzuberufen. Diese Gesellschafterver-
sammlung ist in jedem Falle beschlussfähig, 
auch wenn die vorstehend genannten Vo-
raussetzungen nicht erfüllt sind. Sind sämtli-
che Mitglieder der Gesellschafterversamm-
lung anwesend und mit der Beschlussfas-
sung einverstanden, so können Beschlüsse 
auch gefasst werden, wenn die für die Ein-
berufung und Ankündigung geltenden ge-
setzlichen oder gesellschaftsvertraglichen 
Vorschriften nicht eingehalten worden sind.  
 
 
 

5. Jedes Organ der Gesellschaft kann unter 
Angabe der Beschlussgegenstände die Ein-
berufung einer außerordentlichen Sitzung 
der Gesellschafterversammlung verlangen, 
hierbei ist eine Einladungsfrist von mindes-
tens einer Woche einzuhalten. 
 

6. Die Geschäftsführung und die Person des 
AR-Vorsitzenden sollten grundsätzlich, so-
weit kein Mitglied der Gesellschafterver-
sammlung im Einzelfall dem ausdrücklich wi-
derspricht, an den Sitzungen der Gesell-
schafterversammlung teilnehmen. Die Teil-
nahme von sonstigen Mitgliedern des Auf-
sichtsrates sowie sonstiger Dritter kann nur 
mit Einverständnis aller anwesenden Mitglie-
der der Gesellschafterversammlung erfol-
gen. 
 

7. Soweit über die Verhandlungen der Gesell-
schafterversammlung nicht eine notarielle 
Urkunde aufgenommen wird, ist über den 
Verlauf der Versammlung eine Niederschrift 
anzufertigen, die vom Protokollführenden 
und dem Vorsitzführenden der Gesellschaf-
terversammlung zu unterzeichnen und je-
dem Mitglied der Gesellschafterversamm-
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von zwei Wochen nach Versammlung zu 
übersenden ist. 

 
 
 
 
8. Der Oberbürgermeister oder sein bevoll-

mächtigter Vertreter führt den Vorsitz in der 
Gesellschafterversammlung. 

  
 
 

§ 11 Gesellschafterbeschlüsse 
 
1.  Die Beschlüsse der Gesellschaftervertreter 

werden in Versammlungen gefasst. Ein 
Gesellschafter kann seine Stimmrechte 
nur einheitlich ausüben. Bei der Ausübung 
des Stimmrechts unterliegen die Gesell-
schaftervertreter der Landeshauptstadt 
Magdeburg den Weisungen des Stadtra-
tes. Vor Beschlussfassung ist durch den 
städtischen Vertreter zu prüfen, ob für den 
jeweils zu fassenden Beschluss eine kon-
krete Weisung des Stadtrates der Landes-
hauptstadt Magdeburg vorliegt oder der 
Beschluss dem Weisungsrecht des Stadt-
rates unterliegt.  
 
Gesellschafterbeschlüsse bedürfen der 
einfachen Mehrheit, es sei denn, das Ge-
setz oder der Gesellschaftsvertrag sehen, 
insbesondere bei Beteiligungsunterneh-
men, im Einzelfall eine größere Mehrheit 
vor. Gesellschafterbeschlüsse können 
auch – soweit nicht zwingendes Recht 
eine andere Form vorsieht – schriftlich o-
der fernschriftlich gefasst werden, sofern 
sich jeder Gesellschaftervertreter an der 
Beschlussfassung beteiligt. Über derartige 
Beschlüsse ist ein Protokoll zu fertigen, 
das vom Vorsitzführenden der Gesell-
schafterversammlung zu unterzeichnen 
und an jeden Gesellschaftervertreter und 
die Beteiligungsverwaltung innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen nach Beschluss-
fassung zu übersenden ist. 
   
 

 
 
 

lung sowie der Beteiligungsverwaltung inner-
halb einer Frist von zwei Wochen nach Ver-
sammlung zu übersenden ist. Der Versand 
des Protokolls kann auch in elektronischer 
Form erfolgen. 
 

8. Die Person des Oberbürgermeisters oder die 
durch die Person des Oberbürgermeisters 
entsandte Person führt den Vorsitz in der 
Gesellschafterversammlung.  

 
 

§ 11 Gesellschafterbeschlüsse 
 
1. Die Gesellschafterbeschlüsse werden in Ver-

sammlungen gefasst. Ein Gesellschafter 
kann seine Stimmrechte nur einheitlich ausü-
ben. Bei der Ausübung des Stimmrechts un-
terliegen die Mitglieder der Gesellschafter-
versammlung der Landeshauptstadt Magde-
burg den Weisungen des Stadtrates. Vor Be-
schlussfassung ist durch das städtische Mit-
glied der Gesellschafterversammlung zu prü-
fen, ob für den jeweils zu fassenden Be-
schluss eine konkrete Weisung des Stadtra-
tes der Landeshauptstadt Magdeburg vor-
liegt oder der Beschluss dem Weisungsrecht 
des Stadtrates unterliegt.  
 
Gesellschafterbeschlüsse bedürfen der ein-
fachen Mehrheit, es sei denn, das Gesetz o-
der der Gesellschaftsvertrag sehen, insbe-
sondere bei Beteiligungsunternehmen, im 
Einzelfall eine größere Mehrheit vor. Gesell-
schafterbeschlüsse können auch – soweit 
nicht zwingendes Recht eine andere Form 
vorsieht – schriftlich, fernschriftlich oder auf 
elektronischem Wege gefasst werden, so-
fern sich jedes Mitglied der Gesellschafter-
versammlung an der Beschlussfassung be-
teiligt. Über derartige Beschlüsse ist ein Pro-
tokoll zu fertigen, das von der Person des 
Vorsitzführenden der Gesellschafterver-
sammlung zu unterzeichnen und an jedes 
Mitglied der Gesellschafterversammlung und 
die Beteiligungsverwaltung innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen nach Beschlussfas-
sung zu übersenden ist. Der Versand des 
Protokolls kann auch in elektronischer Form 
erfolgen.  
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2. Beschlüsse der Gesellschafterversamm-
lung können von den Gesellschaftern nur 
innerhalb einer Frist von einem Monat seit 
der Beschlussfassung angefochten wer-
den. Die Anfechtungsfrist beginnt 

a) bei Beschlüssen in einer Gesellschafterver-
sammlung mit dem der Versammlung fol-
genden Tag,  

b) bei schriftlichen und fernschriftlichen Be-
schlüssen mit Ablauf des dritten Tages, der 
der Absendung des vom Vorsitzführenden 
der Gesellschafterversammlung unter-
zeichneten Protokolls folgt. 

 
 
 Die Anfechtungsfrist ist nur gewahrt, wenn 

innerhalb der Frist das zuständige Gericht 
angerufen wird.  

  
3. Neben den in § 46 GmbHG aufgezählten 

Beschlusszuständigkeiten hat die Gesell-
schafterversammlung zu beschließen über  

 
a)  Änderungen des Gesellschaftsvertrages, 

Kapitalerhöhungen und Kapitalherabset-
zungen,  

b)  Umwandlungen nach dem Umwandlungs-
gesetz und Auflösung der Gesellschaft,  

c)  Zustimmung zur Verfügung über Ge-
schäftsanteile gemäß § 15,  

d)  Veräußerung des Unternehmens oder von 
wesentlichen Teilen sowie Aufnahme neuer 
bzw. Aufgabe bestehender Geschäfts-
zweige,  

e)  Erwerb und Veräußerung sowie Verfügun-
gen über Beteiligungen an anderen Unter-
nehmen, ferner Abschluss, Änderung und 
Aufhebung von Unternehmensverträgen, 

 
f)  Bestellung und Abberufung von Ge-

schäftsführern, 
g)  Geltendmachung von Ersatzansprüchen 

gegen die Geschäftsführung oder andere 
Gesellschafter,  

h)  Errichtung oder Aufgabe von Zweignieder-
lassungen 

i)  Erwerb, Belastung oder Veräußerung von 
Grundstücken oder grundstücksgleichen 
Rechten sowie die Errichtung von Gebäu-
den, wenn dies von wesentlicher Bedeu-
tung für die Gesellschaft ist oder die Inte-
ressen der Landeshauptstadt Magdeburg 

2. Beschlüsse der Gesellschafterversammlung 
können von den Gesellschaftern nur inner-
halb einer Frist von einem Monat seit der Be-
schlussfassung angefochten werden. Die 
Anfechtungsfrist beginnt 
a)   bei Beschlüssen in einer Gesellschafter-

versammlung mit dem der Versammlung 
folgenden Tag,  

b)   bei schriftlichen, fernschriftlichen und auf 
elektronischem Weg übersandten Be-
schlüssen mit Ablauf des dritten Tages, 
der der Absendung durch die Person des 
Vorsitzführenden der Gesellschafterver-
sammlung unterzeichneten Protokolls 
folgt.  

Die Anfechtungsfrist ist nur gewahrt, wenn in-
nerhalb der Frist das zuständige Gericht an-
gerufen wird.  
 

3. Neben den in § 46 GmbHG aufgezählten Be-
schlusszuständigkeiten hat die Gesellschaf-
terversammlung zu beschließen über  
 
a)  Änderungen des Gesellschaftsvertrages, 

Kapitalerhöhungen und Kapitalherabset-
zungen,  

b)  Umwandlungen nach dem Umwandlungs-
gesetz und Auflösung der Gesellschaft, 

c)  Zustimmung zur Verfügung über Ge-
schäftsanteile gemäß § 15, 

d) Veräußerung des Unternehmens oder von 
wesentlichen Teilen sowie Aufnahme 
neuer bzw. Aufgabe bestehender Ge-
schäftszweige,  

e)  Erwerb und Veräußerung sowie Verfügun-
gen über Beteiligungen an anderen Un-
ternehmen, ferner Abschluss, Änderung 
und Aufhebung von Unternehmensver-
trägen, 

f)  Bestellung und Abberufung von Mitglie-
dern der Geschäftsführung, 

g)  Geltendmachung von Ersatzansprüchen 
gegen die Geschäftsführung oder andere 
Gesellschafter,  

h)  Errichtung oder Aufgabe von Zweignie-
derlassungen 

i)  Erwerb, Belastung oder Veräußerung von 
Grundstücken oder grundstücksgleichen 
Rechten sowie die Errichtung von Ge-
bäuden, wenn dies von wesentlicher Be-
deutung für die Gesellschaft ist oder die 
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berührt auf entsprechende Beschlussemp-
fehlung des Aufsichtsrates, 

 
j) Aufnahme von langfristigen Krediten, sowie 

von solchen, durch die die im genehmigten 
Wirtschaftsplan festgelegten Kreditlinien 
überschritten werden, 

k)  Einforderung von Einzahlungen auf die 
Stammeinlage, 

l)  Verträge der Gesellschaft mit Gesellschaf-
tervertretern, AR-Mitgliedern und Ge-
schäftsführern oder ihnen nahestehenden 
Personen, 

 
m) Feststellung des Jahresabschlusses und 

Verwendung des Ergebnisses, 
n)  Entlastung der Geschäftsführung und der 

Mitglieder des Aufsichtsrates 
o)  Bestellung des Abschlussprüfers auf Be-

schlussempfehlung des Aufsichtsrates, 
p)  Genehmigung des Wirtschaftsplanes und 

Kenntnisnahme der mittelfristigen Planung 
nach vorheriger Beratung und Beschluss-
empfehlung durch den Aufsichtsrat. 

 
 
    Die unter a bis g aufgeführten Beschlussge-

genstände können nur mit einer Mehrheit 
von 95 % beschlossen werden. 

 
 

§ 12 Jahresabschluss 
 
1. Die Geschäftsführung hat den Jahresab-

schluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-
nung, Anhang) und den Lagebericht für 
das abgelaufene Geschäftsjahr in den ers-
ten drei Monaten des Folgejahres aufzu-
stellen. Für die Aufstellung gelten, unab-
hängig von der tatsächlichen Größen-
klasse, die Vorschriften des HGB für 
große Kapitalgesellschaften. 

 
2. Der Jahresabschluss und der Lagebericht 

sind unverzüglich nach Aufstellung dem 
Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. 
Die Prüfung ist entsprechend den für 
große Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Bestimmungen durch-
zuführen und ist um die Prüfung der Vor-
schriften des § 53 Abs. 1 und 2 HGrG zu 

Interessen der Landeshauptstadt Magde-
burg berührt auf entsprechende Be-
schlussempfehlung des Aufsichtsrates, 

j) Aufnahme von langfristigen Krediten, so-
wie von solchen, durch die die im geneh-
migten Wirtschaftsplan festgelegten Kre-
ditlinien überschritten werden, 

k)  Einforderung von Einzahlungen auf die 
Stammeinlage, 

l)  Verträge der Gesellschaft mit Mitgliedern 
der Gesellschafterversammlung, AR-
Mitgliedern und Mitgliedern der Ge-
schäftsführung oder ihnen nahestehen-
den Personen, 

m) Feststellung des Jahresabschlusses und 
Verwendung des Ergebnisses, 

n)  Entlastung der Geschäftsführung und der 
Mitglieder des Aufsichtsrates 

o)  Bestellung des Abschlussprüfers auf Be-
schlussempfehlung des Aufsichtsrates, 

p)  Genehmigung des Wirtschaftsplanes und 
Kenntnisnahme der mittelfristigen Pla-
nung nach vorheriger Beratung und Be-
schlussempfehlung durch den Aufsichts-
rat. 
 

    Die unter a bis g aufgeführten Beschlussge-
genstände können nur mit einer Mehrheit von 
95 % beschlossen werden. 

 
 

§ 12 Jahresabschluss 
 
1. Die Geschäftsführung hat den Jahresab-

schluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-
nung, Anhang) und den Lagebericht für das 
abgelaufene Geschäftsjahr in den ersten drei 
Monaten des Folgejahres aufzustellen. Für 
die Aufstellung gelten, unabhängig von der 
tatsächlichen Größenklasse, die Vorschriften 
des HGB für große Kapitalgesellschaften. 
 
 

2. Der Jahresabschluss und der Lagebericht 
sind unverzüglich nach Aufstellung dem Ab-
schlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. Die 
Prüfung ist entsprechend den für große Ka-
pitalgesellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Bestimmungen durchzuführen und ist 
um die Prüfung der Vorschriften des § 53 
Abs. 1 und 2 HGrG zu erweitern. Der Prüfbe-
richt des Abschlussprüfers hat einen separa-
ten Erläuterungsteil zu beinhalten.  
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erweitern. Der Prüfbericht des Abschluss-
prüfers hat einen separaten Erläute-
rungsteil zu beinhalten.  

 
3. Die Geschäftsführung hat den Jahresab-

schluss und den Lagebericht zusammen 
mit dem Prüfbericht des Abschlussprüfers 
unverzüglich nach Vorlage des Prüfberich-
tes dem Aufsichtsrat vorzulegen. Der Ab-
schlussprüfer nimmt an den Beratungen 
des Aufsichtsrates zum Jahresabschluss 
teil und berichtet über die wesentlichen Er-
gebnisse seiner Prüfung. Die Beschluss-
empfehlung des Aufsichtsrates zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht und 
der Bericht des Aufsichtsrates an die Ge-
sellschafter sollte bis zum 30. Juni des 
Folgejahres erfolgen. Die Gesellschaft hat 
keine Gewinnerzielungsabsicht; ggf. er-
wirtschaftete Überschüsse werden nicht 
ausgeschüttet, sondern ausschließlich zur 
Reinvestition in die Infrastruktur im Hafen-
gebiet verwendet. Die Beschlussfassung 
der Gesellschafterversammlung sollte bis 
zum 31.08. des Folgejahres erfolgen.  

 
4. Die Geschäftsführung hat den Prüfbericht 

des Abschlussprüfers unmittelbar nach Er-
halt der Beteiligungsverwaltung unaufge-
fordert zur Verfügung zu stellen. 

 
5. Der Beschluss der Gesellschafterver-

sammlung zur Feststellung des Jahresab-
schlusses ist zusammen mit dem Ergebnis 
der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes sowie der beschlosse-
nen Verwendung des Jahresergebnisses 
unbeschadet der bestehenden gesetzli-
chen Offenlegungspflichten der Gesell-
schaft durch die Verwaltung auf der 
Grundlage des § 133 Abs. 1 KVG LSA 
ortsüblich bekannt zu machen. 

 
 

§ 13 Recht auf Einsichtnahme 
 

1. Die Landeshauptstadt Magdeburg ist be-
fugt, durch Beauftragte Einsicht in den 
Betrieb sowie in die Bücher und Schriften 
der Gesellschaft zu nehmen; ferner ste-
hen ihr die Befugnisse nach § 53 HGrG 
zu. 

 
 
 
 

3. Die Geschäftsführung hat den Jahresab-
schluss und den Lagebericht zusammen mit 
dem Prüfbericht des Abschlussprüfers un-
verzüglich nach Vorlage des Prüfberichtes 
dem Aufsichtsrat vorzulegen. Der Abschluss-
prüfer nimmt an den Beratungen des Auf-
sichtsrates zum Jahresabschluss teil und be-
richtet über die wesentlichen Ergebnisse sei-
ner Prüfung. Die Beschlussempfehlung des 
Aufsichtsrates zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht und der Bericht des Auf-
sichtsrates an die Gesellschafter sollte bis 
zum 30. Juni des Folgejahres erfolgen. Die 
Gesellschaft hat keine Gewinnerzielungsab-
sicht; ggf. erwirtschaftete Überschüsse wer-
den nicht ausgeschüttet, sondern aus-
schließlich zur Reinvestition in die Infrastruk-
tur im Hafengebiet verwendet. Die Be-
schlussfassung der Gesellschafterversamm-
lung sollte bis zum 31.08. des Folgejahres 
erfolgen.  

 
4. Die Geschäftsführung hat den Prüfbericht 

des Abschlussprüfers unmittelbar nach Er-
halt der Beteiligungsverwaltung unaufgefor-
dert zur Verfügung zu stellen. 
 

5. Der Beschluss der Gesellschafterversamm-
lung zur Feststellung des Jahresabschlusses 
ist zusammen mit dem Ergebnis der Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberich-
tes sowie der beschlossenen Verwendung 
des Jahresergebnisses unbeschadet der be-
stehenden gesetzlichen Offenlegungspflich-
ten der Gesellschaft durch die Verwaltung 
auf der Grundlage des § 133 Abs. 1 KVG 
LSA ortsüblich bekannt zu machen. 

  
 
 

§ 13 Recht auf Einsichtnahme 
 

1. Die Landeshauptstadt Magdeburg ist be-
fugt, durch Beauftragte Einsicht in den Be-
trieb sowie in die Bücher und Schriften der 
Gesellschaft zu nehmen; ferner stehen ihr 
die Befugnisse nach § 53 HGrG zu. 
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2. Das Rechnungsprüfungsamt der Lan-
deshauptstadt Magdeburg hat die Befug-
nisse aus § 54 HGrG. 

3. Den für die Landeshauptstadt Magde-
burg zuständigen Prüfungseinrichtungen 
werden gemäß § 140 Abs. 3 KVG LSA 
die in § 54 HGrG vorgesehenen Befug-
nisse eingeräumt. 

4. Die vorstehend genannten Befugnisse 
bestehen unabhängig von der Höhe der 
Beteiligung der Landeshauptstadt Mag-
deburg an der Gesellschaft. 

 
 

§ 14 Wirtschaftsplan 
 

1. Die Geschäftsführung hat rechtzeitig vor 
Beginn eines Geschäftsjahres einen 
Wirtschaftsplan für das nachfolgende 
Jahr aufzustellen. Der Wirtschaftsplan 
besteht aus einem Erfolgs-, einem In-
vestitions- und einem Finanzplan sowie 
einer Stellenübersicht. Dem Wirtschafts-
plan ist eine vierjährige Wirtschaftspla-
nung (mittelfristige Planung) zugrunde 
zu legen. Der Wirtschaftsplan und die 
mittelfristige Planung sind dem Auf-
sichtsrat unverzüglich zur Prüfung vor-
zulegen.  

2. Die Gesellschafterversammlung hat 
rechtzeitig vor Beginn des Wirtschafts-
jahres den Wirtschaftsplan zu beschlie-
ßen und die mittelfristige Planung zur 
Kenntnis zu nehmen. 

 
 

§ 15 Verfügung über Geschäftsanteile 
 
1. Bei der Durchführung von Kapitalerhö-

hungen hat jeder Gesellschafter ein 
Bezugsrecht auf Übernahme einer 
neuen Stammeinlage entsprechend 
seiner Beteiligung am Stammkapital. 
Hiervon abweichende Kapitalerhö-
hungsbeschlüsse bedürfen der Zustim-
mung aller Gesellschafter.  

2. Die Verfügung über Geschäftsanteile 
oder über Teile von Geschäftsanteilen, 
insbesondere deren Veräußerung oder 
Verpfändung ist nur nach vorheriger 
schriftlicher Zustimmung der Gesell-
schaft zulässig. Die Zustimmung darf 
nur nach vorheriger Zustimmung der 

2. Das Rechnungsprüfungsamt der Landes-
hauptstadt Magdeburg hat die Befugnisse 
aus § 54 HGrG. 

3. Den für die Landeshauptstadt Magdeburg 
zuständigen Prüfungseinrichtungen wer-
den gemäß § 140 Abs. 3 KVG LSA die in § 
54 HGrG vorgesehenen Befugnisse einge-
räumt  

4. Die vorstehend genannten Befugnisse be-
stehen unabhängig von der Höhe der Be-
teiligung der Landeshauptstadt Magde-
burg an der Gesellschaft. 

 
 

§ 14 Wirtschaftsplan 
 

1. Die Geschäftsführung hat rechtzeitig vor 
Beginn eines Geschäftsjahres einen Wirt-
schaftsplan für das nachfolgende Jahr auf-
zustellen. Der Wirtschaftsplan besteht aus 
einem Erfolgs-, einem Investitions- und ei-
nem Finanzplan sowie einer Stellenüber-
sicht. Dem Wirtschaftsplan ist eine vierjäh-
rige Wirtschaftsplanung (mittelfristige Pla-
nung) zugrunde zu legen. Der Wirtschafts-
plan und die mittelfristige Planung sind 
dem Aufsichtsrat unverzüglich zur Prüfung 
vorzulegen.  
 

2. Die Gesellschafterversammlung hat recht-
zeitig vor Beginn des Wirtschaftsjahres 
den Wirtschaftsplan zu beschließen und 
die mittelfristige Planung zur Kenntnis zu 
nehmen. 

 
 

§ 15 Verfügung über Geschäftsanteile 
 

1. Bei der Durchführung von Kapitalerhö-
hungen hat jeder Gesellschafter ein Be-
zugsrecht auf Übernahme einer neuen 
Stammeinlage entsprechend seiner Be-
teiligung am Stammkapital. Hiervon ab-
weichende Kapitalerhöhungsbeschlüsse 
bedürfen der Zustimmung aller Gesell-
schafter. 

2. Die Verfügung über Geschäftsanteile o-
der über Teile von Geschäftsanteilen, 
insbesondere deren Veräußerung oder 
Verpfändung ist nur nach vorheriger 
schriftlicher Zustimmung der Gesellschaft 
zulässig. Die Zustimmung darf nur nach 
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Gesellschafterversammlung erteilt wer-
den. Dasselbe gilt für die Bestellung ei-
nes Nießbrauchs an einem Geschäfts-
anteil. Das Zustimmungserfordernis 
nach den Sätzen 1 bis 3 entfällt: 
 
a) Wenn ein Gesellschafter sein An-
kaufsrecht gemäß den nachstehenden 
Bestimmungen ausübt oder 
b) Ankaufsrechte nicht oder nicht frist-
gerecht ausgeübt werden oder  
c) Teile eines Geschäftsanteils an ei-
nen anderen Gesellschafter unter Be-
achtung des nachstehenden Ankaufs-
rechts veräußert werden. 

 
3. Beabsichtigt ein Gesellschafter einen 
Geschäftsanteil oder Teile eines Geschäfts-
anteils zu veräußern, so sind die übrigen 
Gesellschafter im Verhältnis ihrer Beteili-
gungen ankaufsberechtigt (Ankaufsrecht). 
Übt ein Ankaufsberechtigter sein Ankaufs-
recht nicht aus, so steht es den weiteren Ge-
sellschaftern zu. Die Veräußerungsabsicht 
hat der Gesellschafter den übrigen Gesell-
schaftern schriftlich mitzuteilen.  
 
4. Die Ankaufsberechtigten haben bis 
zum Ablauf eines Monats seit Zugang der 
Mitteilung zu erklären, ob sie Interesse an 
der Ausübung ihres Anteilsrechtes haben, 
nach Fristablauf erlischt das Ankaufsrecht. 
Der Kaufpreis für den (Teil-) Geschäftsanteil 
ermittelt sich nach dem Verkehrswert der 
Sacheinlagen bzw. dem Nominalwert der 
Bareinlagen, sofern diese durch den Verkäu-
fer als Bareinlagen tatsächlich geleistet wor-
den sind. Insoweit ist SWM verpflichtet, ihren 
Anteil zu dem gleichen Kaufpreis zu verkau-
fen, den sie selber für den Anteilserwerb be-
zahlt hat. Bei Ausübung des Ankaufsrechts 
ist unverzüglich ein Geschäftsanteilskauf- 
und –abtretungsvertrag abzuschließen. Die 
Kosten der Bewertung und des Kaufvertra-
ges tragen vorbehaltlich gesonderter abwei-
chender Regelungen die beteiligten Gesell-
schafter zu gleichen Teilen. 
 
 
5. Jeder Ankaufsberechtigte kann sein 
Ankaufsrecht hinsichtlich des ihm zustehen-
den Teils des zur Veräußerung anstehenden 

vorheriger Zustimmung der Gesellschaf-
terversammlung erteilt werden. Dasselbe 
gilt für die Bestellung eines Nießbrauchs 
an einem Geschäftsanteil. Das Zustim-
mungserfordernis nach den Sätzen 1 bis 
3 entfällt: 
a) Wenn ein Gesellschafter sein An-
kaufsrecht gemäß den nachstehenden 
Bestimmungen ausübt oder 
b) Ankaufsrechte nicht oder nicht fristge-
recht ausgeübt werden oder  
c) Teile eines Geschäftsanteils an einen 
anderen Gesellschafter unter Beachtung 
des nachstehenden Ankaufsrechts ver-
äußert werden. 
 

3. Beabsichtigt ein Gesellschafter einen 
Geschäftsanteil oder Teile eines Ge-
schäftsanteils zu veräußern, so sind die 
übrigen Gesellschafter im Verhältnis ihrer 
Beteiligungen ankaufsberechtigt (An-
kaufsrecht). Übt ein Ankaufsberechtigter 
sein Ankaufsrecht nicht aus, so steht es 
den weiteren Gesellschaftern zu. Die 
Veräußerungsabsicht hat der Gesell-
schafter den übrigen Gesellschaftern 
schriftlich mitzuteilen. 

4. Die Ankaufsberechtigten haben bis zum 
Ablauf eines Monats seit Zugang der Mit-
teilung zu erklären, ob sie Interesse an 
der Ausübung ihres Anteilsrechtes ha-
ben, nach Fristablauf erlischt das An-
kaufsrecht. Der Kaufpreis für den (Teil-) 
Geschäftsanteil ermittelt sich nach dem 
Verkehrswert der Sacheinlagen bzw. 
dem Nominalwert der Bareinlagen, so-
fern diese durch den Verkäufer als Bar-
einlagen tatsächlich geleistet worden 
sind. Insoweit ist SWM verpflichtet, ihren 
Anteil zu dem gleichen Kaufpreis zu ver-
kaufen, den sie selber für den Anteilser-
werb bezahlt hat. Bei Ausübung des An-
kaufsrechts ist unverzüglich ein Ge-
schäftsanteilskauf- und –abtretungsver-
trag abzuschließen. Die Kosten der Be-
wertung und des Kaufvertrages tragen 
vorbehaltlich gesonderter abweichender 
Regelungen die beteiligten Gesellschaf-
ter zu gleichen Teilen. 

5. Jeder Ankaufsberechtigte kann sein An-
kaufsrecht hinsichtlich des ihm zustehen-
den Teils des zur Veräußerung anste-
henden Geschäftsanteils oder Teil eines 
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Geschäftsanteils oder Teil eines Geschäfts-
anteils allein geltend machen. Nicht teilbare 
Spitzenbeträge stehen demjenigen zu, der 
sein Kaufinteresse als erster erklärt hat. 
 
6. Werden Ankaufsrechte nicht ausgeübt, 
so kann der veräußerungswillige Gesell-
schafter den angebotenen Geschäftsanteil 
oder Teil des Geschäftsanteils innerhalb ei-
nes Jahres seit Zugang der Mitteilung nach 
Abs. 3 Satz 3 frei veräußern.  
 
7. Gleichzeitig sind damit verbunden sind 
die entsprechenden kommunalrechtlichen 
Bestimmungen und Regularien gemäß § 128 
- 135 KVG LSA zu beachten. 

 
 

§ 16 Auflösung der Gesellschaft 
 

1. Im Falle der Auflösung der Gesellschaft 
erfolgt die Liquidation durch den oder die 
Geschäftsführer, sofern nicht durch Ge-
sellschafterbeschluss andere Liquidato-
ren bestellt werden. 

2. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere 
Liquidatoren. Ist nur ein Liquidator be-
stellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. 
Sind zwei oder mehrere Liquidatoren be-
stellt, wird die Gesellschaft gemein-
schaftlich durch zwei Liquidatoren oder 
durch einen Liquidator gemeinschaftlich 
mit einem Prokuristen vertreten. Die Ge-
sellschafterversammlung kann einzelne 
Liquidatoren zur Alleinvertretung er-
mächtigen und/oder ihnen die Befugnis 
erteilen, Rechtsgeschäfte im Namen der 
Gesellschaft mit sich selbst und/oder mit 
sich als Vertreter Dritter vorzunehmen 
(Befreiung von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB).  

 
 

§ 17 Salvatorische Klausel 
 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertra-
ges unwirksam sein, wird dadurch die Wirk-
samkeit des Vertrages insgesamt nicht be-
rührt. Vielmehr ist statt der unwirksamen Be-
stimmung eine wirksame Bestimmung zu ver-
einbaren, die den mit der unwirksamen Be-
stimmung bezweckten Erfolg ebenfalls herbei-
zuführen geeignet ist. Gleiches gilt für den 

Geschäftsanteils allein geltend machen. 
Nicht teilbare Spitzenbeträge stehen 
demjenigen zu, der sein Kaufinteresse 
als erster erklärt hat. 
 

6. Werden Ankaufsrechte nicht ausgeübt, 
so kann der veräußerungswillige Gesell-
schafter den angebotenen Geschäftsan-
teil oder Teil des Geschäftsanteils inner-
halb eines Jahres seit Zugang der Mittei-
lung nach Abs. 3 Satz 3 frei veräußern. 
 

7. Gleichzeitig sind damit verbunden sind 
die entsprechenden kommunalrechtli-
chen Bestimmungen und Regularien ge-
mäß § 128 - 135 KVG LSA zu beachten. 
 
 
§ 16 Auflösung der Gesellschaft 

 
Im Falle der Auflösung der Gesellschaft 
erfolgt die Liquidation durch die Mitglie-
der der Geschäftsführung, sofern nicht 
durch Gesellschafterbeschluss andere 
Personen als Liquidatoren bestellt wer-
den. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 17 Salvatorische Klausel 
 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertra-
ges unwirksam sein, wird dadurch die Wirksam-
keit des Vertrages insgesamt nicht berührt. Viel-
mehr ist statt der unwirksamen Bestimmung eine 
wirksame Bestimmung zu vereinbaren, die den 
mit der unwirksamen Bestimmung bezweckten 
Erfolg ebenfalls herbeizuführen geeignet ist. 
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Fall, dass sich eine Regelungslücke heraus-
stellt. 
 

Gleiches gilt für den Fall, dass sich eine Rege-
lungslücke herausstellt. 

 
  

 


